
StGB im Falle einer Kindestötung folgende M i n d e s t -  
strafen für die Mütter vorgesehen sind:

ohne mildernde mit mildernden 
Umstände Umständen

ehel. Kind 5 Jahre Zuchthaus 6 Monate Gefängnis 
unehel. Kind 3 Jahre Zuchthaus 2 Jahre Gefängnis

Diese Gegenüberstellung zeigt das unbillige Ergebnis 
und die Inkonsequenz auf und begründet die Notwen­
digkeit einer Neuregelung durch die Gesetzgebung.

§ 3 VO vom 27. Juli 1949 (ZVOB1. S. 554); Kap. I Art. 2 
§ 1 NotVO vom 14. Juni 1932; §§ 387, 390, 401 StPO.

Steht der Staatsanwaltschaft die Revision nicht zu, 
so kann auch der Nebenkläger nicht Revision einlegen.

OLG Halle, Beschl. vom 21. November 1950 — 
Ss 183/50.

Aus den G r ü n d e n :

Durch Urteil des Schöffengerichts wurde der Ange­
klagte wegen fahrlässiger Transportgefährdung in Tat­
einheit mit fahrlässiger Tötung und fahrlässiger 
Körperverletzung zu drei Monaten Gefängnis verurteilt. 
Gegen dieses Urteil hatte sowohl der Angeklagte als 
auch die Staatsanwaltschaft Berufung eingelegt. Durch 
Urteil des Landgerichts wurde die Berufung der Staats­
anwaltschaft verworfen. Auf die Berufung des Ange­
klagten hin wurde dieser freigesprochen. Gegen dieses 
Urteil hat der Arbeitsschutzinspektor beim Amt für 
Arbeit und Sozialfürsorge in K., der sich dem Ver­
fahren auf Grund von § 3 der Verordnung vom 
27. Juli 1949 (ZVOB1. S. 554) als Nebenkläger ange­
schlossen hat, gemäß §§ 333 und 401 StPO Revision ein­
gelegt. Die Revision ist unzulässig.

Nach § 397 StPO hat der Nebenkläger nach erfolgtem 
Anschluß die Rechte des Privatklägers. Nach § 390 Abs. 1 
Satz 1 StPO stehen dem Privatkläger vorbehaltlich der 
hier nicht in Betracht kommenden Bestimmungen des 
§ 313 die Rechtsmittel zu, welche in dem Verfahren auf 
erhobene öffentliche Klage der Staatsanwaltschaft zu­
stehen. Hieraus folgt, daß dem Nebenkläger, ebenso 
wie dem Privatkläger, ein Rechtsmittel versagt ist, 
wenn auch der Staatsanwaltschaft ein solches Rechts­
mittel nicht zusteht, mit anderen Worten, der Neben­
kläger und der Privatkläger können rächt mehr Rechte 
hinsichtlich der Einlegung von Rechtsmitteln haben als 
die Staatsanwaltschaft. Im vorliegenden Falle hatte die 
Staatsanwaltschaft gegen das schöffengerichtliche Urteil 
Berufung eingelegt. Gemäß Kap. I Art. 2 § 1 der Ver­
ordnung vom 14. Juni 1932 sind, aber die Rechtsmittel 
in Strafsachen, die zur Zuständigkeit der Amtsgerichte 
gehören, wie folgt beschränkt worden:

„Gegen die Urteile des Amtsrichters und des 
Schöffengerichtes findet, vorbehaltlich der Bestim­
mung des § 313 StPO nach Wahl des Berechtigten 
die Berufung an das Landgericht o d e r  die Re­
vision an das Oberlandesgericht statt. Wer Beru­
fung eingelegt hatte, darf nicht mehr Revision ge­
gen das. Berufungsurteil einlegen.“

Aus dieser Bestimmung ergibt sich, daß die Staats­
anwaltschaft im vorliegenden Falle nicht mehr die Mög­
lichkeit hatte, Revision einzulegen, da sie sich für die 
Berufungseinlegung entschieden hatte. Der Staats­
anwaltschaft war also die Möglichkeit genommen, im

vorliegenden Falle Revision einzulegen. Da nun, wie 
bereits daxgelegt, der Privat- bzw. Nebenkläger hin­
sichtlich der Einlegung von Rechtsmitteln nicht mehr 
Rechte als die Staatsanwaltschaft haben darf, folgt hier­
aus zwangsläufig, daß in den Fällen, in denen der 
Staatsanwaltschaft die Revision nicht zusteht, auch der 
Nebenkläger nicht Revision einlegen kann.

Dieser Rechtsauffassung steht auch der § 401 StPO, 
der besagt: „Der Rechtsmittel kann sich der Neben­
kläger unabhängig von der Staatsanwaltschaft be­
dienen“, nicht entgegen. Der § 401 StPO will nicht die 
Rechte des Nebenklägers über das zulässige Maß hinaus 
ausweiten, sondern will lediglich besagen, daß in den 
Fällen, in denen für die Staatsanwaltschaft ein Rechts­
mittel zulässig ist, dieses Rechtsmittel vorbehaltlich der 
im § 39 StPO bestimmten Ausnahmen auch für den 
Nebenkläger gegeben ist, auch wenn die Staatsanwalt­
schaft von einem an sich- zulässigen Rechtsmittel etwa 
keinen Gebrauch gemacht oder die Rechtsmittelfrist ver­
säumt hat. Wollte man den § 401 StPO dahin auslegen, 
daß er auch diejenigen Fälle umfaßt, in denen die 
Staatsanwaltschaft die Rechtsmittel nach der Not­
verordnung vom 14. Juni 1932 durch Einlegung der Be­
rufung verbraucht hat, so käme man zu dem sicher vom 
Gesetzgeber nicht gewollten Ergebnis, daß einem An­
geklagten zwar nur ein Rechtsmittel, nämlich entweder 
das Rechtsmittel der Berufung o d e r  das der Revision 
zustehen würde, während den Trägern des Strafanspru­
ches (der Staatsanwaltschaft und dem Nebenkläger) im 
praktischen Ergebnis zwei Rechtsmittel zur Verfügung 
stünden, mit anderen Worten: der Angeklagte wäre in 
der Rechtsmitteleinlegung gegenüber den staatlichen 
Hohedtsträgem, die berechtigt sind, den Strafanspruch 
geltend zu machen, in einer nicht zu vertretenden Weise 
benachteiligt. Dies kann nicht im Sinne des Gesetz­
gebers gelegen haben.
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